
6. Gutachten der ersten Kommission der XV.Bundesversammlung
Über die Anwendbarkeit des Artikels 15 der Völkerbundssatgung

im Kriegsfalle z)
Die Verhandlungen der XV. Bundesversammlung über den Chaco-

Fall im September 1934 haben unter anderem Anlaß zur Erörterung
zweier Fragen von grundsätzlicher Bedeutung gegeben. Während aber
die erste, nämlich die des Embargo auf Waffenlieferungen an die krieg-
führenden Staaten, vorläufig nur im Hinblick auf die Besonderheiten
des vorliegenden Falles behandelt wurde und erst später durch einen
Sonderausschuß der prinzipiellen Seite nach und in Bezug auf ihre
rechtliche Zulässigkeit im Rahmen des Völkerbundspaktes geprüft
werden soll, ist die zweite, die sich auf die Anwendung des im Art. 15
vorgesehenen Verfahrens im Falle eines bereits ausgebrochenen Krieges
&apos;bezieht, endgültig und zwar im bejahenden Sinne entschieden worden.
Der Chaco-Fall war nicht durch eine der Parteien, sondern durch die

Mitglieder eines vom Völkerbundsrat zur Beobachtung des Falles ein-

gesetzten Dreierausschusses auf Grund des Art. ii vor den Rat gebracht
worden. Als sowohl die vermittelnde Tätigkeit des Rates selbst wie
auch der von letzterem nach dem Kriegsschauplatz entsandten Kom-
mission zu keinem Ergebnis geführt hatte, entschloß sich Bolivien, das
Verfahren des Art. 15 in Anspruch zu nehmen, und rief am 31. Mai
zuerst den Rat (J. 0. 1934, P. 783) und bald darauf, am g. Juni, die

Bundesversammlung auf Grund dieses Artikels an. Am 7. September
stellte der Rat fest, daß die Erfordernisse des Abs. 9 des Art. 15 von

Bolivien&apos;erfüllt seien, und daß somit die Bundesversammlung ordnungs-
mäßig mit dem Streit befaßt sei. Der Vertreter von Paraguay, der bereits
am ii. Juni dem Rat die Bedenken seiner Regierung hinsichtlich der

Anwendungsmöglichkeit des Art. 15 auf den vorliegenden Fall mit-

geteilt (J. 0. 1934, p. 846) und diese am 21. Juni aus Anlaß des Anrufes
der Bundesversammlung durch Bolivien wiederholt&apos;hatte (l. c., p. 849),
begründete sie ausführlich am 15. September in der 6. Kommission
der Bundesversammlung, die sich mit dem Streit zu befassen hatte.
Seine These ging dahin, daß, währendArt. ii des Paktes sowohl von einer

Kriegsdrohung wie auch vom Kriege spreche und eine Intervention

1) Vgl. Extrait des Actes de la i5e session ordinaire de l&apos;Assemb16e, j. 0., Supp16-
ment sp6cial NO. 124, P. 11-28, 46-48, 57-63, 166 (texte de l&apos;avis).
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des Rates in jedem Stadium des Konfliktes ermögliche, Art. 15 dagegen
nur solche Fälle ins Auge fasse, die zu einem Bruch führen können und

lediglich eine Kriegsdrohung darstellen. Die wesentliche Voraussetzung
für die Anwendung des Art. 15 sei eben darin zu erblicken, daß es noch

nicht zu Feindseligkeiten, geschweige denn zu einem regelrechten Kriege
zwischen den Streitenden gekommen sei. Angesichts des zwischen

Paraguay und Bolivien bestehenden Kriegszustandes- seien die Er-

fordernisse für die Anwendung des Art. 15 *offensichtlich nicht erfüllt.

Infolgedessen könne auch von den zwei Phasen, aus welchen sich das

Verfahren nach Art. 15 zusammensetzt, die in Abs. 4 geregelte, die

Mitwirkung der Parteien nicht erfordernde procddure de recomman-

dation nicht zur Anwendung gelangen. Lediglich dem in den Abs. 1-3

vorgesehenen Vergleichsverfahren (proc de conciliation) würde

nichts im Wege stehen, denn es stelle ja nichts anderes dar, als eine

neue Form des auch im Kriegsfalle anwendbaren Verfahrens des Art. ii.

Le Gouverriement du Paraguay pose &amp;s maiiitenant la question de

savoir si les dispositio&apos;ns de l&apos;article 15, alin6as 4 et suivants, du Pacte,

peuvent Atre appliqu6es dans leur int6gralit6 par l&apos;Assemb16e au cas

d&apos;une guerre
- effective en cours et juridiquement ddclar entre deux

Membres de la Soci6t6, alors surtout que le Conseil est &amp;jä, saisi de cette

guerre au titre de l&apos;article ii (l. c., p. 62). Die von Paraguay vorge-

brachten rechtlichen Bedenken liefen trotz ihrer vorsichtigen Formu-

lierung darauf hinaus, die- Zuständigkeit der Versammlung in Abrede

zu stellen. Sie wurden auch von der 6. Kommission als Unzuständig-
keitseinrede -aufgefaßt, weshalb ihr Vorsitzender, de Madariaga, es für

angebracht hielt, ein Gutachten der i., für Rechtsfragen zuständigen
Kommission einzuholen. Die erste Kommission prüfte die Frage in

drei Sitzungen (18., 20. und 21. September). Seitens Boliviens, das

sich durch den Kommentator des Paktes, Ray, vertreten ließ, wurde

geltend gemacht, daß Art. 15 ein unteilbares Ganzes bilde, das nicht

willkürlich getrennt werden könne. Nichts berechtige zu der Annahme,
daß eine partielle Anwendung dieses Artikels zulässig sei, denn der Sinn

des Artikels und die Erfolgsaussichten des Vergleichsverfahrens nach

Abs. 3 erforderten, daß das Druckmittel des Abs. 4 nicht angetastet
werde. Ferner bemerkte Ray in bezug auf die Versuche Paraguays, die

Art. 11: und&apos;15 in einen Gegensatz zu einander zu bringen, daß inner-*

halb des Völkerbundes längst der Grundsatz gelte, daß einer gleich-
zeitigen Anwendung beider Artikel nichts im Wege stünde. Der Ver-

treter Rumäniens erinnerte in diesem Zusammenhang an einen vom

Rat am 15. März 1927 gebilligten Bericht (C. 169. M. 119. 1927. IX),
in welchem gesagt wird: )JI convient de remarquer que la proc6dure
entam6e en- vertu de l&apos;article ii n&apos;est nullement exclusive de celle qui
serait men en vertu&apos;d&apos;autres dispositions du Pacte.

http://www.zaoerv.de
© 1935, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Völkerbundssatzung Art. 15 425

Die sehr eingehende Diskussion brachte eine Fülle von Argumenten,
die zum größten Teil in knapper Form im Gutachten der Kommission

Erwähnung gefunden&apos;haben &apos;vgl. im übrigen die Protokolle der ersten

Kommission, 1. c., P- 15-28). Sie zeigte aber keine Gegensätze, denn,
wie Präsident Limburg am Schluß feststellte, waren alle Redner darin

einig, daß Art. 15 in vollem Umfange auch in Fällen, in denen zwischen

den Parteien Kriegszustand herrscht, anzuwenden sei. Politis und Un&amp;n
wurden zu Berichterstattern ernannt. Der Berichtsentwurf wurde in

der Sitzung VOM 22. September durchberaten (1- c-, P- 46-48). Der

Hauptberichterstatter Politis brachte selbst in Vorschlag, den Entwurf

durch einen Hinweis auf den Art. io des Paktes zu ergänzen. Dadurch

wollte er der Möglichkeit Rechnung tragen, daß im Falle eines flagTanten
Angriffes der schuldige Staat, um Zeit zu gewinnen, den Völkerbund

anrufen und das langwierige Verfahren des Art. 15 in Gang bringen
könnte. Einem so krassen Fall sollte vorgebeugt und dem Opfer des

Angriffes die Möglichkeit gegeben werden, den Völkerbundsrat auf Grund

des Art. io zu befassen, ohne sich der Einrede auszusetzen, daß erst

das Ergebnis des Verfahrens nach Art. 15 abgewartet werden müsse.

Die von Politis vorgeschlagene Fassung wurde nach einer Intervention

des Schweizer Delegierten Gorg6 insofern gemildert, als auch in solchen

Fällen der Art. 15 nicht unbedingt ausgeschlossen werden sollte. Das

hätte nämlich die Ausschaltung der Bundesversammlung zur Folge
gehabt, da durch Art. io nur die Zuständigkeit des Rates begründet
wird. Nach der angenommenen Fassung würde auch in diesen Fällen

einer parallelen Aktion des Rates auf Grund des Art. io und der Ver-

sammlung auf Grund des Art. 15 nichts im Wege stehen.

Mit diesen kleinen Abänderungen wurde der Entwurf angenommen
und der 6. Kommission als Gutachten zugeleitet. Der Vertreter von

Paraguay nahm das Gutachten zur Kenntnis, bemerkte aber, daß er

nicht autorisiert sei, zu erklären, daß die Bedenken seiner Regierung
dadurch zerstreut seien. Indessen versicherte er, daß ef nichts unter-

nehmen würde, was den Lauf des Verfahrens nach Art. 15 hindern
könnte. Die Bundesversammlung nahm in ihrem Beschluß VOM 27- S
tember 1934 auf das Gutachten ihrer ersten Kommission Bezug und

erklärte, daß sie mit dem Streit ordnungsgemäß befaßt und verpflichtet
sei, das im Art. 15 vorgeschriebene Verfahren einzuschlagen, insbesondere
die notwendigen vorbereitenden Maßnahmen zur Abfassung des im
Abs- 4 vorgesehenen Berichtes zu ergreifen (l. c, p. 88). Damit kann die

Frage der Anwendbarkeit des Art. 15 im Kriegsfalle als entschieden

gelten.
v. Gretschaninow.
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Anhang

AVIS DE LA PREMIkRE COMMISSION

La premi6re Commission consult6e par la sixi&amp;me- Commission &apos;h l&apos;occa-

sion du diff6rend bolivo-paraguayen sur la question de savoir:

Si l&apos;article 15 du Pacte est int6gralement applicable dans I&apos;hypoth6se
oii les parties se trouvent en hat de guerre,

Emet Favis suivant:

a) Des doutes ont W soulev6s -sur l&apos;application int6grale de I&apos;article 15
dans I&apos;hypoth6se susvis6e en tenant compte de 1&apos;expression &lt;(diff6rend suscep-
tible d&apos;entrainer une rupture * employ6e dans ce texte. Le texte ayant ainsi

formellement en vue le cas oil des relations normales subsistent entre les

parties, exclurait celiii oii une rupture se serait d6jA produite.
Cette interpr6tation concorderait avec la disposition du paragraphe 6

de I&apos;article 15 oil il est parM de 1&apos;engagement de ne pas recourir h la

guerre.
Elle serait en outre confirm6e par la comparaison de I&apos;article 15 avec

Particle ii oii 1&apos;6tat de guerre est mentionn6 c6t6 de la menace de

guerre.
b) 11 n&apos;y aurait pas, dit-on, d&apos;inconv6nient h 6carter dans I&apos;hypoth6se

envisag6e I&apos;application int6grale de I&apos;article 15, 6tant donn6 qu&apos;il resterait

toujours, pour le r6glement du diff6rend, la possibilit6 d&apos;employer l&apos;article ii,

ou rn les trois premiers paragraphes de I&apos;article 15.

c) Le doute serait corrobor6 par la consid6ration que, dans 1&apos;hypoth6se
envisag6e, ce serait plut6t I&apos;article 16 qu&apos;il conviendrait d&apos;appliquer, ce qui
ne pourrait pas avoir lieu imm6diatement si l&apos;on devait au pr6alable suivre

la proc6dure de I&apos;article 15.

d) 11 est dit, enfin, que I&apos;article 15 ne pourrait 6tre int6gralement appliqu6
dans notre hypoth que si les hostilit6s en cours venaient A cesser.

Ii.

Les raisons qui viennent d&apos;6tre indiqu6es pour justifier les doutes formul6s

quant h I&apos;application int6grale de I&apos;article 15 ne sont pas fond6es. En effet:

a) L&apos;expression ((diff6rend susceptible d&apos;entrainer une rupture # n&apos;est

pas sp6ciale Farticle 15. Elle se rencontre 6galement dans Particle 12 oil

elle a exactement la m6me port6e. Elle proc6de du souci g6n6ral du Pacte

d&apos;organiser la pr6vention de la guerre. Elle signifie qu&apos;on ne veut s&apos;occuper
que des diff6rends pr6sentant une certaine gravit6. Elle n&apos;a par cons6quent pas

pour but d&apos;exclure les diff6rends dont la gravit6 n&apos;est pas seulement suppos6e,
mais est attest6e par une rupture qui s&apos;est d6jh produite.

Le Pacte, comme toute loi g6n6rale, ne peut pas 6tre interprW correc-

tement sans tenir compte de son esprit. Il institue dans les articles 12 et 15
des proc6dures propres rendre effectives les limitations qu&apos;il apporte au

droit des Etats jadis absolu de recourir la guerre. Ses r6dacteurs ont dfi

penser que les pays qui, en devenant Membres de la SociW des Nations, se
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sont engag6s suivre ces proc6dures, ne manqueraient pas de s&apos;y conformer.
11 n&apos;a pas pu leur venir h 1&apos;esprit de leur permettre de se dispenser de cet

engagement en provoquant une rupture.
Si la proc6dure de Farticle 15 n&apos;est pr6vue formellement que pour le

cas de menace de rupture, elle doit, h plus forte raison, s&apos;appliquer au cas de

rupture, sp6cialement au cas de guerre. Car s&apos;il convient de pr6venir la guerre,
il importe davantage, si elle s&apos;est produite, d&apos;y mettre promptement fin.
Exclure en cas de guerre I&apos;application int de Farticle 15, ce serait admettre

que le Pacte autorise les Etats en conflit h s&apos;y soustraire en recou&apos;rant h la

guerre.
L&apos;interpr6tation qui vient d&apos;6tre donn6e de Farticle 15 est d&apos;autant

plus conforme 5. 1&apos;esprit g6n6ral du Pacte, que le plus souvent, par l&apos;appli-
cation int6grale de l&apos;article 15, les Etats membres de la Soci6t6 des Nations

seront mis m6me de savoir quelle est la conduite qu&apos;ils doivent tenir h

1&apos;6gard des parties en conflit au cas oii le diff6rend n&apos;aurait pu kre r6gl6
h Famiable.

b) Larticle ii ne saurait suppl6er Yarticle 15, car il en est tr6s diff6rent.
Il n&apos;institue pas un d6bat entre les seuls Etats en conflit. Il met la dispo-
sition de tous les Membres de ]a SociW des Nations une sorte d&apos;action publique.
Il pr6voit pour la sauvegarde efficace de la paix un effort collectif s&apos;exer
par persuasion afin d&apos;amener les parties A accepter un arrangement amiable.

Tandis que l&apos;article ii, en r6gle g6n6rale, ne va pas au delh de la conciliation

et nkessite l&apos;accord des parties, I&apos;article 15, au contraire, peut aboutir sans

1&apos;assentiment des parties h une solution qui, sans 6tre obligatoire, comporte
certains effets juridiques, non seulement pour les parties en litige mais aussi

pour tous les Membres de la SociW des Nations.

c) Il West pas exact que, dans I&apos;hypoth6se d&apos;un diff6rend qui a d6jh
provoqu6 la guerre, 1&apos;exclusion int6grale de I&apos;article 15 faciliterait le recours

imm6diat aux sanctions de I&apos;article 16. Car I&apos;application de Farticle 16 pr6-
suppose .1&apos;6tablissement des responsabilit6s en raison de la rupture produite.
Or, ces responsabilit6s, qu&apos;il s&apos;agisse de responsabilit6s d6j assum6es ou de

responsabilit6s qui pourraient 6tre encourues dans Favenir, paraissent tout

naturellement devoir 6tre recherch6es par une proc6dure telle que celle de
Particle 15, ahn6a 4, A laquelle les parties ne peuvent pas faire 6chec. Toute-

fois, I&apos;article 15 ne s&quot;appliquerait pas n6cessairement dans I&apos;hypoth6se oil

un Etat membre de la SociW des Nations, victime dune agression, s&apos;adresserait

au Conseil en vertu de I&apos;article io.

d) Bien que la cessation des hostilit6s doive 6tre un des principaux
soucis de l&apos;organe appeM AL statuer en vertu de I&apos;article 15, elle ne saurait
hre consid6r6e comme une condition indispensable h I&apos;application de ce texte.

Ce serait, en effet, mettre cette application h la discr6tion de l&apos;une des parties.

III.

Pour les raisons qui pr&amp; la Commission estime que, r6serve faite

du cas de I&apos;article io, I&apos;article 15 du Pacte est iWgralement applicable meme
dans 1&apos;hypotMse oii les parties se trouvent en 6tat de guerre.
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